
Max-Planck-Institut
für ausländisches und
internationales Strafrecht

Max-Planck-Institut
für ausländisches und
internationales Strafrecht

Nach den Anschlägen des 11. September 2001 kam es im Bereich der Terrorismus-
gesetzgebung in den meisten Rechtsordnungen zu weitreichenden Ausdehnungen
des Strafrechts. Das Terrorismusstrafrecht ist somit ein interessanter Testfall für
die funktionalen Grenzen des Strafrechts.

Die dogmatischen Kategorien der Grenzen des Strafrechts betreffen in Deutsch-
land eine Reihe von unterschiedlichen Aspekten wie das Konzept des Rechtsgüter-
schutzes (und seiner Alternativen), die Rechtfertigung von abstrakten Gefähr-
dungsdelikten, das Verhältnismäßigkeitsprinzip, die subjektiven Anforderungen
an Straftatbestände oder das Bestimmtheitsprinzip.

Die Autorin behandelt diese Problematiken mit einem rechtsvergleichenden
Ansatz anhand der Kriterien der Strafrechtsbegrenzung in Deutschland und
England. Nach einer Darstellung von einander entsprechenden Delikten der
Terrorismusgesetzgebung folgt ein abstrakter Vergleich der allgemeinen Diskus-
sion zu den Grenzen des Strafrechts. Abschließend bezieht sie die einschlägigen
Diskurse im Bereich der Terrorismusdelikte zur konkreten Untersuchung ein. Der
Beleuchtung von Sicherungsmechanismen des Strafrechts in verschiedenen
Rechtsordnungen kommt im Rahmen der Diskussion, wie ein gerechter Ausgleich
zwischen individueller Freiheit und kollektiver Sicherheit erfolgen kann, große
Bedeutung zu.
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von
Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische
Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht,
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“,
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen.
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins-
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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